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Geschäftsnummer:
4c 82/0s

verkündet arn:

21.O8,2008

als Urkundgbeäfnter
dcr GeEchüftsstolle,

In dem Rechtsskeit

lAutovermietung-,

iVersicherung AG,

P rozessbevo llrnächfi gto :

wegen Forderung

hat das. Arntsgericht Offenburg im schriffl ichen
Faumersler am 21.8.2008

Amtsgericht Offenburg

lm Narnen des Volkes

Urteil

I

I

Klägerin

Verfahren gemäß g 495a ZPO durch den Richter
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für Recht artcannt;

1' Die Beklagte wird verurtellt, an die Klägerin 166,1g € nebst Znsen in Höhe von s pro-
Z€fitpunkten über dem Basiszrnesau seit 23,0.2000 zu zehren

2' Die Beklagte wird weiterhin verurteilt, an die Kläuerin 20,- € für vorgerichfliche Mahnkos-ten und 39,- € für vorgerichfliche Reohtsverforgungskosten zu zahten.

3. fm Übrigen wird die Klage abgewlesen.

4' Von den Kosten des Rechtsslreits hat die Ktägerin 1/5, die Bekbgte Ats zuhagen.

5, Das Urüeil ist vorläufig vollstreckbar.
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Tatbestand:
(entrEttlt gem6ßg 3/3a I 1 ZpO)

Entscheidungsöründe:

Die auch lrn Hinblick auf die Erweiterung gemäß S 264 Nr.2 ZpO zutässige Klage ist übenrvie-
gend begründot.

Die Klägerin (Zessionarin) hat einen Anspruch auf Zahlung aus abgetretenem Recht des bei
einem unfall am 23-?,2006 geschädlgten Herrn-tDl (Zedent) gemäß S Z I SIVG
i'V'm' $$ 1,3 PflVG. Die für die Geltendmachung der Forderung durch die Kägerin erforderli-
che Abtretung gemäß 5 398 BGB ist am 1.3.2006 wiftsam erfolgt. Aufgrund der Geltendma-
chung eines insoweit eigenen Rechts durch die Klägerin, bedarf es der Erörterung der Zuläs-
sigkeit der Geltendmachqng der Forderung im Hinblick auf das Rechtsberatungsgesetz nicnt.

Die haftungsbegründenden Voraussetzungen riegen vor. Dem zedenten Hern lD
stand aufgrund des Verltehrsurrfails, den die Versicherungsnehm€rin der Beklagten unstreitig
allein verursacht hat, eln Anspruch auf Schadensersatz aus $ Z StVG i.V.rn- SS 1,3 pflVG zu.

eezüglich der haftungsausfüllenden Vonaussetzungen mangelt es jedoch an der für das Beste-
hen des Schadensersatzanspruches erforderlichen Nofweno[roit der Kosten der Mietwagen-
anmietung hinsiclrlJich des über den tenorionen Anspruoh hinausgehenden Botrages.

Grundsätzlich ist gemäß S 249 l, ll BGB, der auch bei der Schadensersatzberechnung im Rah-
mon des SIVG AnwÖndung findet, bei der Bemessung des schadensereatzes zu vermeiden,
däss der Geschädigte durch das schädigende Ereignis einen wirtschaftlichen Vorteit ertangt:
demgegenüber dürfen dern Geschädigten jedoch durch die Berechnung auch keine Naoh{eile
srwachsen. Der Gsschädigte kann auf dieser Grundlage mithin als erforderlichen Herstellungs-
aufwand nur den Ersafa derjenigen Mletwagenkosten verlangen, die ein verständiger und wirt-
schaftlich vernünftiger Mensch in der Lage des Geschädigten für aryeckmäßig und vemünftig
halten darf. Hinsichtlich der diesbezüglich zu prüfenden Notwendigkeit der Anmietung eines
Mietwagens und insbesondore der Bedingungen des Mietwagentarifes trägt der Goschädigte
die pqllsgungs- und Beweislast, da es sich bel dieser Frage nicht urn einen Gegenstand der
Verletzung von Scirudensminderungspflichten handelt, deren Verletzung durch den Anspruchs-
gegner eingebracht werden müsste. Vlelmehr steltt die Anmietung eines Mietwagens zu einem
überhöhten Tarif bqreits keine notwendige Maßnahme zur Schadensbeseitigung dar, wenn es
dem Geschädigten mögllch gewesen wäre, zu einem preiswerteren Tarif anzumieten (vgl. BGH
NJW 1 006, 1726 und tsGH NJW 2006, 2693).
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Vorliegend bedurfte es jedoch keiner sbschließenden Entscheidung darüber, ob der Geschädig-
te barechtigt tivar, den Unfallersatztarif, bei der jetzlgen Klägerln als Prcmiumtarif bezeichnet. in
Anspruch nehmen durfte, da dle Klägerin ledigtich die Differenz zwischen der seitens rter Be-
klagten bereits bezahlten Mietwagenerstattung und dern aus dem Schwacke-Mietpreisspiegel
für das Jahr 2006 fotgenden Betrag begehrt.

Entscheidungserheblich war sömit lediglich, ob der seitens der Klägerin geltend gernachte
Mietwagenkostenerstattungsanspruch auf Grundlage der Schwacke-Liste gerechtfertigt ist. In,
soweit stehen dem geltend gemachten.Anspruch naoh Auffasung des Gerichls keine grundle.
genden Bedenken enigegen.

Da es im Einzelnen dem Geschädigten unmöglich sein wird, genau dazulegen. welohe Miet-
wagentarlfe ihm in der ltonkreten Situation zur Verfüigung geständen haben -insoweit trifft den
Geschätdigten keine übeaogene Dokumentationspflicht- und von ihm auch nicht \Ertangt wer-
den kann, das definitiv günstlgste Angebot unter der Vielzahl der zur Verfügung stehenden
Möglichkeiten he'ausgesucht zu haberi, ist dem Geschädigten zwubflllgen, den für die Scha-
densbeseitigung erforderlichen Betrag dern Gericht zur Schätzung gemäß S 2S7 ZpO zu uber-
lassen. Nach mit der Rechtsprechung des BGH (vgl. NZW 2007,514J sorie des OLG Karlsruhe
(l-lrteil vom 17.3.2008, Aktenzeichen: 1 U 1?/08) übereinstimmender Auffassung des Gerict'rts
ist bei dioser SchätZUr'tg auf die Grundlage des Schruacke.Mietpreisspiegels für das Jahr 2006
zurückzugreilen-

Der bei der Entwicklung dleser Liste dargestellte Norrnattarif unterliegt zwar gewissen allgomei-
nen Bedenken. Eines vertiefteren Eingehens auf die Eignung des Schwacke-Mietpreisspiegels
bedurfte es vorliegend jedoch nicht, da keine auf den konkreten Fall bezogenen Tatsachen vor-
getragen wurden, die Bedenl(en im vrr:rliegenden Einzelfall stüEen (vgl. BGH, NJW 2008,
1520). Dle allgemein gehaftenen Ausführungen der Eektagten beschränken sich u.a. auf die
Behauptung, das: allgemeine Ptausibilitätsprüfungen seitens der Ersteller unterblieben seien,
dass die Tarife der überregionalen Autovermietungen nur in den Postleitzahlenbereichen der
jeweiligen Stationen einzuflleßen #cheinen" etc.. Diesern Vortrag täest sich nicht entnehmen,
inwiefern im konkreten Fall der Anmietung die sich aus dem Schwacke.Mletpreisspiegel erge-
benden Norrnaltarife nicht realistisch gewesen sein bzw. keine taugliche SchäEungsgrundlage
sein sollen. Die insoweit seitens der Beklagten vorgelegten A,bliohtungen von im Internet ver-
fÜgbaren Angeboten stellen eine noch weniger geeignete Sohätzungsgrundlage dar, da auch
für dae Gericht nicht abschätzbar lst, ob zunr Zeitpunkt der Anmietung ein entsprechendes An-
gebot vorlag. Ebenso verhält es sich mit dem seitens des Fraunhofer Institus elstellten Miet_
preisspiegel, dessen Erstellung irn FrilhJahr 2008 erfotgte und dessen wissenschaftlicher Ermitt-
lungs- bau- Erstellungsvorteil seitens der Beklagten nicht dargelegt wifd ufid ctBssen Entste-
hungsgoschichte auctr gewisse Zwelfel aufkonrmen tässt.
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Auf Grundlage des zugrunde gelegten Schwacke-Normattarifs (arith. Mittel, posfleikahlengebiet
776)) steht dem Unfallgesohädigten und damit der Klägerin ats Zessionarin ein Anspruch auf
Erstaftung von "l?3,89 € für die drei Tage umfassende Anmietung (294,- €) zu. Einbezogen
wurde hierbei oin Anspruch auf Erstattung der htsächlich angefallenen Umsatzsteuer in Höhe
von 16 o/o, die in den Schwacke-Normaltarifen bereits enthalten ist. Ebenso hatte der Zedent
einen Anspruch auf Zahlung von Zu- und Abfuhr des Fahaeuges (42,-€), da es sich bei diesen
Maßnahmen um die vermeidung eines aus dem schädigenden Ereignis fotgenden Zusatzauf-
wandes handelte. Schließlich durfte der unfallgeschädigte Zedent aus Sicherheitsgründen {ie
Anmietung erfolole im Februar- dio Ausstattung des Fahnouges mit Winterreifen (36,- €) ver-
Iangen und Zusatzkosten für eine Haftungsbefreiung (65,-€) in Kauf nehmen. Der Ktärung, ob
auch das verunfallte Fahzoug vollkaskoversiche( war, bedufte es insoweit nicht, als mit der
Anmietung eines Fremdfahrzeugs -bei dessen Schädigung im Unterschied zum Eigenfahrzoug
unweigerlich eine vollkornmeno Schadonsbesoitigung notwendig wird- wesentliche wirtschaftli-
che Risiken verbunden sind, die eln Unfallgeschädigter nicht in Kauf nehmen muss (vgl. BGH
versR 2005, 568\

Hingegen steht dem Unfallgeschädigten kein Anspruch auf Erstattung der Zusatztcosten für ei-
non Zusat#ahrer (33,- Q zu. Insoweit mangelt es an jeglicher Darlegung, inwieweit neben dem
Zedenten weitere Betelligte wie Familienangohörige eto. auf die Nutzung des Fahrzeugs ange-
wiesen waren bzw, wie generell dag verunfallte Fahrzeug genutzt wurde.

AbzÜglich des seilens der Beklagten berelts bezahlten Betrages und abzüglich der in Abzug zu
bringenden Eigenerspamis (3 o/ovot1294€: B,B2 €; vgl. zum Abzug LG Offenburg, Urteil vonr
6'3-2007,1 S 102/06)) des zedenten im Hinbtick auf das geschädigte Fahrzeug verblieb oin
Schadensersatzanspruch jn Höhe von 166.18 €.

Aufgrund der Venrueigerung der ählung des sich insoweit ergebenden Differenzbetrages be-
fand slch die Beklagte seit dem 20.3.2006 in Vezug; der Klägerin steht somit aus abgetretenenl
Recht ein Zinszahlungsanspruch aus SS 2s0 I. 1. 286 BGB zu. Aus gleichem Rechbgrund hat
die Klägerin einen Anspruch auf Erstafiung der vorgerichflichen Rechtsverfolgungskosten in
Form der Mahnkosten von 20,- €, deren Höhe nach Auffassung des Geridrts angemessen ist,
Schließlich hat die Klägerin ebenfalts aufgrund des Verzuges der Beklagten einen Anspruch auf
Ersatz der geltend gemachten Kostan ftlr dle eingeschalteten Bevollmächtigten. Dass insoweit
ein über den tatsächlich bestehenden Anspruch hinausgehender Betrag geltEnd gemaoht wur-
de, ist vor dem Hinte4grund der gleich bleibenden Gebühren im Sinne des RVG unerheblich.

Die tfustenentscheidung beruht auf g 92 | zPo, die Entscheidung übar die vorläufige Voll-
streckbarkeit folgt aus gg 708 Nr.1 1,711,713..
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